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Einleitung: Bloggen als Lebenswerk - Montag für Montag


Bis zu meinem achtzigsten Geburtstag war Bloggen für mich ein Lebenswerk. Annähernd 850 Blogs sind entstanden, seit ich mich im November 2009 – inmitten der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise – entschieden hatte, einen wöchentlichen Abriss über das Geschehen um mich herum zu verfassen. Zunächst beschäftigte ich mich – und beschäftigte ich meine Leser – mit den Weiterungen der Informationstechnologie, die sich absehbar immer stärker an der Cloud orientierten und dabei auch deutlich erkennbar neue Geschäftsmodelle der Plattform-Ökonomie entwickelten.


Natürlich beschäftigte ich mich auch mit jenen, die weder die digitale Transformation zur Kenntnis nehmen wollten noch die Mechanismen der Plattform-Ökonomie oder die neuen Gesetzmäßigkeiten im Mobile und Cloud Computing. So wurde ich Montag für Montag auch immer politischer und warf vor allem – weil am längsten im Amt – der Merkel-Regierung Bräsigkeit vor, die nicht nur unsere Infrastruktur beschädigte, sondern auch die Chancen auf künftiges Wirtschaftswachstum durch den Einsatz von neuen Technologien völlig außer Acht ließ.


Dieses Buch handelt davon, was mich umtrieb während der letzten knapp 850 Wochen, in denen ich knapp 850 Bonnblogs verfasste und veröffentlichte. Ich habe versucht, Richtungen zu weisen, Einschätzungen zu liefern und – riskant genug – Prognosen anzubieten. Ich habe einige dieser Bonnblogs in diesem Buch zitiert, um Zeitgeist und Zeitläufte möglichst authentisch wiederzugeben. Und ich habe versucht, die Zusammenhänge noch einmal zu rekapitulieren, die zu diesen Meinungsäußerungen führten.





Blogs als Spiegel


Die Informationsgesellschaft ist in meiner Wahrnehmung geschichtsvergessen. Weil sich so viel so schnell und auch so grundlegend ändert, vergessen wir, wie es einmal war und vor allem warum es einmal so war. Das lässt sich an vielen Beispielen belegen: so haben die Deutschen einmal, ein einziges Mal in ihrem Leben die Lust an der Börsenspekulation entwickelt und sind in der Dot.Com-Blase prompt reingefallen – und schrecken seitdem vor Spekulationen und finanziellen Risiken zurück. Das wirkt sich noch heute nachhaltig auch auf die Entwicklung der Startup-Szene hierzulande aus. Das kann man bedauern – oder zumindest in Bonnblogs den risikoaversen Deutschen den Spiegel entgegenhalten. Und das, ohne dass ich jemanden fragen musste, ob er oder sie meinen Text veröffentlichen will:


Verlage leben nicht von Lesern, sondern von Käufern. Im aktuellen Streit um die Zukunft des Journalismus geht es aber gar nicht um Inhalte, sondern um die Verwendbarkeit – die Fungibilität. „Fungibilität liegt vor, wenn die Sachen oder Rechte durch gleich bleibende Beschaffenheit (z.B. nach Zahl, Maß oder Gewicht) im Handelsverkehr bestimmt werden und durch jede andere Sache bzw. jedes andere Recht der gleichen Gattung und Menge ersetzt werden können“, weiß das Gabler Wirtschaftslexikon – und ich bin in der Lage, dieses Zitat schnell und einfach zu verwenden, weil es online verfügbar, also fungibel ist.


Seit es Online-Medien gibt, bin ich in der Lage, jederzeit aktiv am Meinungsstreit teilzunehmen – sozusagen als Teilzeit-Publizist. Ich muss mich nicht länger nach aufwändigen Produktionsprozessen – die Presse – ausrichten, um eine Meinungsäußerung, einen Diskussionsbeitrag, eine Idee in den öffentlichen Diskurs zu werfen. Und ich kann einen guten Gedanken mit meiner Community teilen – natürlich unter Wahrung der Quelle. Dies ist eine Frage der Wahrhaftigkeit, nicht des Mediums. Raubkopiert wurde immer – auch vor Gutenberg.


All dies hat die Diskussion, die Informationsverarbeitung, die Rezeption neuer Texte in meiner Umgebung erheblich vertieft und beschleunigt. Dem gegenüber stehen haptische Erfahrungen, die ich ebenso schätze: das Blättern in einer Zeitung oder das Öffnen eines Buches. Aber es gibt auch die (optische) Erfahrung in Flugzeugkabinen und ICE-Abteilen, die mit nach flüchtigem Durchscannen der Überschriften achtlos weggeworfenen Zeitungen zugemüllt sind. Das hebt zwar die IVW-Auflage, aber nicht die Achtung vor dem Qualitätsjournalismus. 1


Nun, es wird noch eine Weile dauern, bis das Internet oder die virtuelle Realität oder das Metaversum uns bei der digitalen Ausleihe eines Buches zugleich auch eine haptische, vielleicht sogar olfaktorische Erfahrungskomponente liefern werden. Bis dahin werden wir weiterhin darüber staunen müssen, wie lang der Akku eines auf Papier gedruckten Buches hält, dass Wischen nur mit angefeuchtetem Finger wirklich „smooth“ funktioniert und das schnelle Vorblättern ans Ende des Buches leichter vonstattengeht. Dafür müssen wir das Buch auch tatsächlich lesen, wenn wir den Inhalt erfassen wollen. Keine künstliche Intelligenz verschafft uns eine Zusammenfassung per Mausklick.






Buchprojekt in volatilen Zeiten


Doch egal ob digital oder analog: in diesen volatilen Zeiten ein Buch zu schreiben, ist hochriskant. Für dieses Buch endete die Recherche etwa im August 2025. Was seitdem passiert ist, konnte nicht mehr eingearbeitet werden. Nein, es hätte schon noch eingearbeitet werden können, aber dann wäre das Buch zu einem späteren Zeitpunkt erschienen – und hätte die gleiche Stichtagsproblematik aufgewiesen. Deshalb gibt es Themen, die Sie in diesem Buch nicht finden werden.


Ich habe versucht, die hochvolatilen Lebensäußerungen des amtierenden US-Präsidenten Donald Trump auszublenden. Man könnte meinen, ein Buch zur aktuellen Wirtschaftslage verliere an Relevanz, wenn es die Trumpschen Zölle, die Migrationsbestimmungen, die Eingriffe in soziale Belange der Unternehmen und in die Justiz außen vorließe. Doch, das klappt erstaunlich gut. Zu dem Zeitpunkt, da ich dieses Vorwort schreibe, sind eigentlich noch keine Zolldiktate wirklich in Kraft getreten. Wie soll man ein Buch schreiben, bei dem man bis zum Redaktionsschluss nicht weiß, ob europäische Unternehmen nun unter diesen Exporthemmnissen leiden oder nicht? Wie finanziert, geschweige denn realisiert wird? Und wie soll man Technologie-Milliardäre bewerten, die augenscheinlich derzeit ihr Mäntelchen beliebig nach dem Wind hängen?


Das alles finden Sie in diesem Buch nicht. Nicht, weil ich keine klare Meinung zu diesen Themen habe, sondern weil sich die Grundlagen für eine Meinungsbildung im Wochenrhythmus ändern. Gibt es dennoch Grund für ein solches Buch? Auf jeden Fall: „Ja!“






German Angst


Ich möchte uns daran erinnern, wie allen voran die Deutschen aus Angst vor einer Volkszählung auf die Straße gingen und sich nur wenige Monate danach vor ihren Laptop oder ihr Smartphone setzten, und völlig intransparenten Technologie-Unternehmen unfassbar intime Details über ihr Leben und ihre Umgebung verrieten – als Gegenleistung für Services, die ihnen ihr digitales Leben vereinfachen sollten.


Ich möchte aufzeigen, wie wir uns vehement gegen die Vision des Cloud Computings stellten zu einem Zeitpunkt, als schon jeder ohne es zu merken „in der Cloud“ war. Ich möchte aufzeigen, wie sich eine große Furcht vor der unbekannten Macht der künstlichen Intelligenz entwickelte, bevor diese Bedenkenträger nach Hause gingen, um ChatGPT auszuprobieren. Und ich möchte dabei auch meinen Selbstversuch beschreiben, wie ich im Dialog mit einer künstlichen Intelligenz eigene Texte entwickelt habe, die eigene Erinnerungen beinhalteten. Diese Erfahrung war mir einen eigenen Exkurs am Ende des Buches wert.


Ich möchte mit diesem Buch aber auch dem deutschen Mittelstand einen Lorbeerkranz winden. Er ist für mich – einen bekennenden Mittelständler – die treibende Kraft der deutschen Wirtschaft. Dass er aber auch die vergessene Kraft der deutschen Wirtschaft ist, die zwar in Sonntagsreden gewürdigt, bei der Gesetzgebung und Sonderabschreibungen regelmäßig übergangen wird, soll in diesem Buch herausgestellt und beklagt werden. Wer dies ändern will, sollte sich verstärkt für Mittelstandsbelange einsetzen. Die mittelständischen Unternehmer tun dies bislang noch zu selten und zu verhalten.


Es ist aber eben auch ein Buch über das Bloggen – von Montag zu Montag. Und es ist ein Buch über ein einziges Wort, mit dem ich unsere innere Verfassung seit Jahren und in zahllosen Bonnblogs charakterisiere: Bräsigkeit. Diese Unfähigkeit – oder inzwischen möchte ich meinen: dieser Unwille – sich an den eigenen Haaren aus dem Sumpf zu ziehen, zieht sich durch alle gesellschaftlichen Bereiche. Ständig werden Ruck-Reden gehalten, wird gehofft, dass jemand „den Schuss hört“ oder dass der Weckruf erklingt, weil es fünf vor Zwölf ist. Dieses Buch handelt auch davon, wie wir unsere Zukunft nicht länger verdaddeln und welche Lehren wir daraus ziehen sollten.





1Bonnblog: „InternetkilledtheNewspaper-Star“ vom 26. November 2012











Chronist wider Willen - Wie ich zum Blogger wurde




	Schreiben in analogen Zeiten bis zu den ersten Bonnblogs.


	Montagsroutine: Warum der Montag der perfekte Tag ist.


	Wie ein Blogger zum Influencer wird – ohne es zu merken.




Köln, 9. November 2009. An diesem Tag stellte ich meinen ersten Bonnblog online. Es war ein Experiment: Wie würden meine Kunden, meine Partner, meine Freunde, meine Verwandten darauf reagieren, dass ich von nun an Woche für Woche ungefragt meine Meinung zu aktuellen Themen der Zeit veröffentlichen würde. Das schlimmste, dachte ich, wäre die totale Teilnahmslosigkeit. Damals, 2009, rechnete man noch nicht gleich mit Shitstorms und Gewaltandrohungen als wahrhaft schlimmste Form der Leserreaktion. Nun, das Experiment dauert bis heute an. Und ich bin überrascht, wie überwiegend positiv meine Meinungsäußerungen aufgenommen wurden und immer noch werden.




Aufmerksamkeitsstörung


Dabei befinden wir uns in einem permanenten Aufmerksamkeitswettbewerb. Das ist so, seit Johannes Gutenberg den Buchdruck erfunden hat. Und seitdem das Internet die alles umfassende Infrastruktur für unsere Kommunikation geworden ist, hat sich dieses Werben um Wahrnehmung nur noch verschärft. Denn gleichzeitig hat sich unsere Aufmerksamkeitsspanne rapide verkürzt. Wir zeigen alle Symptome von ADHS – der Aufmerksamkeits-/Hyperaktivitätsstörung. Wir lassen uns ständig ablenken – und sei es von den eigenen Tagträumen. In Vorträgen dämmern die ersten schon nach 60 Sekunden weg, ein TV-Einspieler darf nicht länger als 3:30 Minuten laufen, ein Videoclip wird gar nicht erst angeklickt, wenn die Spieldauer sechs Minuten übersteigt. Umgekehrt sorgt dieser Aufmerksamkeits-Wettbewerb für Selbst-Orientierung und Identifikation. „Ich blogge, also bin ich“; oder in Küchenlatein: „Blogito ergo sum!“


In diesem Hamsterrad drehe ich mich seit einem Dritteljahrhundert. Dabei begann alles mit einem Witz.


In einer katholischen Grundschule wendet sich Schwester Ermentrudes an ihren Schulleiter und klagt: „Die Kinder sind heutzutage so unaufmerksam und hören gar nicht mehr richtig hin, wenn ich ihnen eine Geschichte aus dem Leben und Wirken Jesu erzähle.“


„Sie müssen mit der Zeit gehen und sich an die Erlebniswelt der Kinder anpassen“, rät der aufgeklärte Schulleiter. „Jetzt ist doch Ostern. Und da können Sie einfach mal etwas vom Osterhasen erzählen – dann bleibt immer noch Zeit genug, auf das Wirken unseres Herrn hinzuweisen.“


Die Schwester nimmt sich den Rat zu Herzen und eröffnet die nächste Religionsstunde so: „Kinder, ich habe gestern jemanden über die Wiese hoppeln sehen – mit langen Ohren und einem Stummelschwänzchen. Was glaubt ihr wohl, wer das war?“


Lange meldet sich keiner, bis schließlich der Mutigste in der Klasse die Hand hebt und sagt: „Ich würde ja sagen, es ist ein Karnickel – aber so wie ich den Laden hier kenne, ist es bestimmt wieder das liebe kleine Jesulein.“


Mit dieser Anekdote hat mir mein Marketingchef, Martin Vollmer, sein Kommunikationskonzept erklärt: Es sei richtig, sich regelmäßig bei seiner Zielgruppe zu melden. Aber es wäre falsch, immer nur von den eigenen Produkten und den eigenen Leistungen zu schwärmen. „Du interessierst die Menschen für dich, wenn du ihnen zeigst, dass du dich für sie interessierst“, lautet sein Credo.






Von der Journalyse zum Bonnblog


So entstand die „Journalyse“ – eine wöchentlich erscheinende, vierseitige Postille, die wir in einer Auflage von 2000 Exemplaren druckten und dann per Briefpost an unsere Kunden, Interessenten und Partner verschickten.


Die „Journalyse“ erfüllte unsere Kommunikationsziele ideal. Mit ihrem Inhalt holten wir unsere Zielgruppe in ihrer Erlebniswelt ab – und interessierten sie dadurch für unsere Produkte. Bei vielen Erstgesprächen konnten wir die Erfahrung machen, dass man uns schon kannte – nur deshalb, weil Woche für Woche ein Gruß aus dem Hause GUS auf dem Schreibtisch der Entscheider landete. (Damals durfte man noch unaufgefordert oder ungebeten Briefe versenden…)


Das war 1988. Mein Unternehmen, das im August 1980 ins Handelsregister unter dem alles umfassenden (und deshalb nichtssagenden) Namen „Gesellschaft für Unternehmensberatung und Softwareentwicklung mbH“ eingetragen worden war, hatte sich auf komplexe Unternehmenslösungen für die sogenannten chargenorientierten Industrien spezialisiert – also Branchen wie Pharma, Chemie oder Lebensmittel, die – abgesehen von den internationalen Konzernen – stark mittelständisch geprägt sind. Das ist auch heute noch eine klar umrissene Zielgruppe, die man im analogen Zeitalter ohne großen finanziellen Aufwand mit Mitteln des Direktmarketings erreichen konnte. Das war auch dringend nötig, denn im 16. Jahr ihres Bestehens hatte die Walldorfer SAP bereits nahezu alle globalen Konzerne abgegrast und arbeitete sich nun in den Mittelstand vor.


Die Popularität der SAP war so groß, dass uns ein IT-Entscheider eines größeren mittelständischen Betriebes allen Ernstes mit der Bemerkung aus dem Haus komplimentierte, ein gescheitertes SAP-Projekt sei für seine Karriere immer noch dienlicher als eine erfolgreiche GUS-Implementierung. Wir waren zwar vor der SAP im Markt für mittelständische Unternehmen, aber wir waren dennoch der Underdog. Also galt es, einen vergleichbaren Bekanntheitsgrad und eine höhere Reputation wie die SAP zu erreichen – zumindest in unserer Zielgruppe.


Unsere Kommunikationsziele bestanden aber nicht allein darin, uns und unseren Mehrwert gegenüber dem Wettbewerb darzustellen. Wir mussten auch die etwas schlampige Öffentlichkeitsarbeit unseres damaligen Hardware-Partners, der IBM Deutschland, ausbügeln. Bei der Gründung der GUS stand unsere Unternehmenslösung auf vielen unterschiedlichen Rechner-Architekturen bereit, die sämtlich untereinander inkompatibel – also nicht übertragbar – waren. Unsere wichtigsten Partner waren Nixdorf Computer und IBM.


Doch mit dem unerwarteten und frühen Tod von Heinz Nixdorf auf der ersten CeBIT 1986 mehrten sich die Zweifel, ob Nixdorf Computer auf lange Sicht eine Zukunft haben würden. Und IBM hatte im Sommer 1988 ein neues System auf den Markt gebracht, das der Nachfolger der „Schrägen Drei“ werden sollte, den legendären mittelstandstauglichen Systemen /36 und /38. Aber „Big Blue“ war abgelenkt und kämpfte ein Rückzugsgefecht auf ihrem Mainframe-Territorium und zugleich einen aussichtslosen Kampf um die Betriebssystem-Hoheit bei den Personal Computern. Für die AS/400, später iSeries, gab es praktisch kaum ein Marketingbudget.






Werbung für IBM AS/400


Das übernahmen die mittelstandsorientierten Softwarehäuser wie die GUS. Die „Journalyse“ pries also das „Anwendungssystem /400“, indem wir Geschichten zu ihrer Entstehung im Projekt „Silverlake“ erzählten – gerade so, als wären wir dabei gewesen. Wir bewiesen die Mittelstandstauglichkeit des Systems, indem wir glückliche IT-Manager zitierten, die davon schwärmten, dass dieser Computer praktisch keine Wartung benötigte. Und wir taten uns mit anderen Softwarehäusern zusammen, um zu zeigen, dass dieses proprietäre, also herstellereigene System offen für „Tausend und Deine Anwendung“ war. Kurz gesagt, wir machten den Job der IBM.


Zusammen mit meinem Freund Ralph Dommermuth konzipierten wir im Vorgriff auf „Tausend und Deine Anwendung“ eine Direktmarketing-Kampagne, die „400 Lösungen für die AS/400“ vorstellte und in praktisch allen großen Publikationen in Deutschland zu finden war. Es war ein Schulterschluss aller deutschen AS/400-orientierten Software-Anbieter unter einem gemeinsamen Marketing-Dach. Obwohl IBM nur zögernd Marketing-Budgets für die AS/400 freigab, war der wirtschaftliche Erfolg des Systems doch erstaunlich: Bis 1997 wurden etwa eine halbe Million AS/400-Systeme verkauft oder vermietet. Bis Ende 1990 hatte IBM weltweit über 100.000 Einheiten verkauft, was zu dieser Zeit 14 Milliarden Dollar einbrachte. Auch nach der Umbenennung in IBM iSeries und System i werden die AS/400-Systeme noch immer von über 100.000 Unternehmen weiterhin für kritische Anwendungen genutzt.i


Das alles garnierten wir in der „Journalyse“ mit Branchen-Nachrichten aus unserer Zielgruppe: Wie schwer es Lebensmittelproduzenten bei den Verhandlungen mit dem Handel haben, der die Preise diktiert; wie komplex die Anforderungen der amerikanischen Food and Drug Administration zur Sicherheit bei pharmazeutischen Produkten ist und warum wir diese strenge Position zur Arzneimittelsicherheit begrüßen und mit unserer Lösung unterstützen; wo in der Chemie Marktnischen neben den großen Grundstoffproduzenten herrschen und so weiter.






Content is King


In einem Bonnblog aus dem Mai 2017 habe ich diese Überzeugungen unter dem Titel „Content is King“ zusammengefasst. Ich unterstreiche heute noch jedes Wort – und es ist geradezu frappierend, wie sie die Kommunikations-Strategie des US-Präsidenten Donald Trump widerspiegelt:


Der einflussreiche Sprachwissenschaftler Noam Chomsky, der mit seinen Untersuchungen zum kindlichen Spracherwerb und zur Universalgrammatik nicht nur unser Verständnis von Kommunikationsmechanismen geprägt hat, sondern auch dadurch einer der Wegbereiter der künstlichen Intelligenz und der computerisierten Spracherkennung ist, war sich schon in den sechziger Jahren sicher: man kann komplexe Gedanken nur denken, wenn man auch über die entsprechenden Worte und Begriffe verfügt. Ein kleiner Wortschatz wäre demnach die Erklärung für gedankliche Untiefen. Oder anders ausgedrückt: wer seine Gedanken in 140 Zeichen einpasst, findet keinen Raum für Differenzierungen.


Und dennoch beweist die aktuelle Erfahrung, dass man mit einem permanent donnernden Twitter-Gewitter wirkmächtig sein kann. Die Kommunikationsmechanismen unserer Sharing Society sorgen schon dafür, dass noch die dümmsten Ansichten aufgegriffen und für den gesellschaftlichen Diskurs aufbereitet werden. Die Systemnervosität unserer digitalen Medienwelt sorgt dafür, dass alles gelesen, gehört, gesehen und mit Like-Läufen oder Shitstorms beantwortet wird. Jeder hat darin das Zeug zum Publizisten. Und jeder hat damit die Chance, seine ganz persönliche Eigenmarke zu prägen.


Originalität und Popularität sind dabei hilfreich, aber nicht zwingend. Vielmehr ist es wichtig, durch Regelmäßigkeit, Beständigkeit und Nachhaltigkeit die eigene Zielgruppe zu pflegen und zu bedienen. Voraussetzung ist freilich auch, diese Zielgruppe überhaupt erst einmal zu identifizieren und zu definieren. Nur so kann man das Interesse derjenigen erlangen, die man erreichen will.


In diesem Blog ist vor wenigen Wochen der 400. Text erschienen – das sind mehr als 400 „Meinungen und Deinungen“ zu aktuellen Themen der Informationswirtschaft. Sie haben dazu beigetragen, meine Eigenmarke Heinz-Paul Bonn zu prägen – wie auch die rote Brille und meine klaren Statements in IT- und Mittelstandsgremien. Sie nehmen Einfluss auf die laufende Debatte um den digitalen Wandel, Cloud Computing, Startups und Mittelstand und werden umgekehrt von der laufenden Debatte beeinflusst. Dabei verfolge ich keine unmittelbaren kommerziellen Interessen. Es ist die Freude eines Kölners am Diskurs.


Aber die Mechanismen des Content Marketings, wie sie im Bonnblog genutzt werden, eignen sich auch hervorragend für die Stärkung von Marken, Produkten und Positionen. Wir sind eine Gesellschaft von Geschichtenerzählern, die mit ihren Erfahrungen und Erlebnissen die Welt der Dinge, Dienste und Gedanken anreichert. Ein Auto ist nicht einfach nur ein Auto, sondern ein Fahrerlebnis. Ein Haarschnitt ist keine Frisur, sondern Ausdruck eines Lebensstils. Eine Idee wird zur Strategie und Polterei zur Politik.2


Da mehr und mehr auch mein persönliches Engagement für die Förderung der mittelständischen Software-Szene in Deutschland, meine Verbandstätigkeit im Bitkom und BDI in den Fokus der „Journalyse“ kam, suchte ich nach neuen Publikationsformen. Unter dem Slogan „Man lebt nicht nur von SAP allein“ habe ich zusammen mit der Wirtschaftsförderung in Nordrhein-Westfalen ein eigenständiges Selbstbewusstsein der kleinen und mittleren „Computer-Klitschen“, wie es damals abfällig hieß, gefördert. NRW befand sich mitten im Strukturwandel angesichts des Ausstiegs aus Kohle und Stahl – und die damalige Landesregierung suchte händeringend ein neues Narrativ für die Standorte an Rhein und Ruhr.


Später kamen weitere Themen hinzu: es galt, die PC-Revolution zu erklären (und warum wir keine Lösung für PC-Server anboten). Es galt, dem zögerlichen Mittelstand das Internet als Business-Plattform zu präsentieren (und später die Cloud). Dann kam der Jahrtausend-Bug Y2K, es kam die Dot.Com-Krise und schließlich die Finanzkrise. Die „Journalyse“ war schon vor der Jahrtausendwende eingestampft und durch einen wöchentlichen Newsletter per eMail ersetzt worden. Und damit kamen auch all die Einschränkungen, die durch „UWG7“, dem Paragraf 7 im 2004 erlassenen Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb geregelt werden. Die „schönen“ Zeiten der unbegrenzten analogen Werbung waren damit vorbei. Durch das (Double) Opt-In-Verfahren waren wir erst recht gezwungen, unsere Zielgruppe für unsere Themen zu interessieren. Bloße Werbung nach dem Motto „egal wie dein Problem aussieht, wir haben die Lösung (und das liebe kleine Jesulein)“ würde jetzt erst recht nicht mehr funktionieren.





Montagsschreiber


Doch neben den Kommunikationszielen der GUS suchte ich ein zusätzliches Medium, das stärker auf meine Person zugeschnitten sein sollte. Dazu trug auch bei, dass ich in dieser Zeit oft zu Vorträgen über Trends in der Informationswirtschaft eingeladen wurde, die maßgeblich von meinem Kommunikations-Chef Martin Vollmer vorbereitet wurden. Und von ihm kam auch der entscheidende Impuls, den Aufwand, den wir für diese Vorträge trieben, noch nachträglich publikums- und kundenwirksam auszuschlachten.


So entstand die Idee, einen wöchentlichen Bonnblog zu publizieren, der ab November 2009 regelmäßig online ging. Seitdem sind fast 850 Bonnblogs entstanden, bei denen mein „Ghost“ Martin Vollmer Pate stand. Sein Blick auf die aktuellen Geschehnisse und die Fähigkeit, sie für unsere Leser einzuordnen und sprachlich versiert auf den Punkt zu bringen, haben die Bonnblogs – und damit auch dieses Buch – wesentlich mitgeprägt. Ich kann nur jedem, der Kontakte durch Content knüpfen will, raten, die Unterstützung eines „Ghosts“ wie ihn zu suchen. Aus einem solchen kongenialen Dialog zwischen Geist und Ghost entwickelt sich in der Regel eine Qualität, die sich „allein im stillen Kämmerlein“ nur mit hohem Aufwand an Zeit und Selbstausbeutung erreichen ließe…


Die Vorteile der regelmäßigen Bonnblogs habe ich 2012 in einem Blog zum Thema Qualitätsjournalismus so beschrieben:


Seit es Online-Medien gibt, bin ich in der Lage, jederzeit aktiv am Meinungsstreit teilzunehmen – sozusagen als Teilzeit-Publizist. Ich muss mich nicht länger nach aufwändigen Produktionsprozessen – die Druckerpresse – ausrichten, um eine Meinungsäußerung, einen Diskussionsbeitrag, eine Idee in den öffentlichen Diskurs zu werfen. Und ich kann einen guten Gedanken mit meiner Community teilen – natürlich unter Wahrung der Quelle. Dies ist eine Frage der Wahrhaftigkeit, nicht des Mediums. Raubkopiert wurde immer – auch vor Gutenberg.3


Zunächst erschienen die Bonnblogs „nach Kassenlage“. Wenn es was zu sagen gab, wurde es auch publiziert. Doch schnell zeigte sich, dass ein regelmäßiger Erscheinungstag die Leser an den Bonnblog gewöhnen und die Akzeptanz und Resonanz deutlich erhöhen würde. Doch welcher Tag ist der richtige?


Warum erscheinen „Die Zeit“, „stern“ oder „Der Spiegel“ donnerstags? Warum ist der Focus vom Donnerstag auf den Freitag ausgewichen? Warum gibt es umfangreiche Sonntagszeitungen von Bild, Welt, FAZ oder NZZ, die aber sämtlich schon am Samstag verfügbar sind? Sie alle suchen ihre Nische im Aufmerksamkeitswettbewerb. Offiziell heißt es bei der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung, dass die Vorverlegung auf den Samstag dem Leser mehr Zeit zum Lesen am Wochenende gewährt. Tatsächlich aber ist das Zeitungsaustragen am Sonntag einfach teurer als am Vortag. Und der Focus meldet steigende Verkaufszahlen im Einzelverkauf, seit er nicht mehr unmittelbar am Kiosk mit den Neuerscheinungen der klassischen Donnerstags-Publikationen konkurrieren muss. Wer sich samstags mit aktueller Lektüre fürs Wochenende eindeckt, hat beim Focus das Gefühl, ein frischeres Produkt in die Hand zu nehmen.


Im Medien-Sprech äußert man sich abfällig über Print-Medien als „Totholz“-Publikationen, womit darauf angespielt wird, dass Print eben immer auch Papier bedeutet und Papier immer auch Wälder vernichtet. Tatsächlich weichen auch die klassischen Print-Medien immer stärker auch auf die Online-Verfügbarkeit aus – als News-Feed, ePaper oder als zusätzliches komplettes Medienangebot.


Wir entschieden uns für den Montag – und zwar zu einem Zeitpunkt, wo der klassische Manager oder die Managerin bereits die dringenden und wichtigen Mails durchgearbeitet hat, kurz vor dem Mittags-Koma steht und deshalb offen sein könnte für eine aktuelle Wortmeldung von Heinz-Paul Bonn. Und wenn nicht, ist montagabends immer noch Zeit und Aktualität genug, den neuesten Bonnblog zu lesen. Oder zu hören: viele sagten uns, dass sie den Bonnblog gerne als Audio-Botschaft auf der Rückfahrt vom ersten Arbeitstag der Woche konsumieren möchten. Und viele argumentierten auch, dass sie sich durch ein ansprechendes Visual angeregt fühlen. Beide Wünsche haben wir erfüllt.


Und wie sich zeigte, beweisen die Zugriffszahlen, dass unsere Annahmen weitgehend zutreffen: ein erster Höhepunkt an Zugriffen erfolgt unmittelbar nach der Veröffentlichung um 11 Uhr. Die zweite Welle hebt sich zwischen 13 und 14 Uhr. Und die dritte Welle folgt abends ab 19 Uhr. Danach sind die Zugriffszahlen eindeutig vom Thema und der kontroversen Meinung geprägt. Es ist faszinierend, dass einige Blogs – zum Beispiel zum Thema Gesundheitswesen – auch noch nach Jahren gelesen werden. Allerdings ist Gesundheit auch das Thema, auf das wir die meisten Spams ernten – Cialis und Viagra lassen grüßen.






In der Finanzkrise politisiert


Nun, Angebote für Potenzmittel kann man einfach weglöschen – es sind inzwischen mehr als eine Million Spams! Aber sie lassen sich auch mit Hilfe von künstlicher Intelligenz so ausfiltern, dass man sie gar nicht mehr wahrnehmen muss und auch nicht mehr zählt. Anders ist das mit Kommentaren, die – weil überwiegend freundlich gesinnt – mich mehrheitlich erfreuen. Besonders deutlich wurde die Zustimmung, die ich erfahren konnte, als es nach 98 Bonnblogs zu Themen der IT-Wirtschaft, dem Mittelstand, der SAP und Microsoft im Besonderen und natürlich über die Branchen, die mein Haus mit Lösungen bediente, zum ersten Mal „politisch“ wurde und ich mir gegen die Blockadepolitik Luft machte. Damals standen wir vor dem Scherbenhaufen einer globalen Finanzkrise und einer Politik, die „auf Sicht“, aber nicht auf Weitsicht agierte. Das war 2011:


Der 99. Bonnblog erscheint nicht nur wegen des Tags der deutschen Einheit früher, sondern auch wegen des (gewesenen) Tags der deutschen Industrie. Es muss einfach raus, was mich und viele andere Unternehmer in diesem Lande umtreibt: die bittere Erkenntnis, dass die Realwirtschaft das Opfer der Finanz- und Währungskrisen ist, die dieses Land, diesen Globus seit über drei Jahren krisenschüttelt und verschiffschaukelt. 4


Und später heißt es weiter:


Bei aller Dramatik und Drangsal, die die Geldkrisen erzeugen, sind es die ewigen Adhoc-Hilfsaktionen, Sanktionsbeschlüsse und Milliardenprogramme, die in der Wirtschaft inzwischen das Gegenteil ihrer ursprünglichen Zielsetzung erreichen. Statt Sicherheit Beliebigkeit, statt Verlässlichkeit Realitätsferne. Es wird nicht schwieriger, Unternehmen durch raue Zeiten zu navigieren – schwierig war es schon immer! Inzwischen aber ist es unmöglich, verlässlich zu planen, weil die Regeln und Mutmaßungen, auf die sich Unternehmensentscheidungen stützen müssen, schon nach wenigen Monaten keine Grundlage mehr darstellen. Ja, mehr noch: wir brauchen in der Regel keine neuen Regelungen, es würde reichen, wenn die bestehenden Regeln endlich eingehalten würden – regelmäßig und regelgemäß, sozusagen. 5


Doch schon früh, ungefähr seit Pegida-Demonstranten auf die Straße gingen und für sich (und eben nicht für andere) reklamierten, „das Volk“ zu sein, mehren sich Hate-Speech und persönliche Beleidigungen. Es ist uns mal wieder gelungen, aus einer guten Idee – nämlich dem Internet als Plattform der freien Meinungsäußerung – das Gegenteil zu machen.






Vermummt in Anonymität


Ich habe darauf zum ersten Mal im August 2011 reagiert – allerdings aus Anlass der neuerlichen Debatte über ein Vermummungsverbot. Aber was ich schrieb, war auch auf diejenigen gemünzt, die – meist anonym – mit Verunglimpfungen und Bekenntnissen zur rechten Szene auf meine Beiträge reagierten:


Ich bin nicht Stiller.ii Ich bin Bonn – und das ist mein Blog. Und die Meinung, die hier vertreten wird, ist meine Meinung – die ich mit anderen teile oder zumindest anderen mitteile (was nicht unbedingt das gleiche ist). Ich flüchte dazu nicht in die Anonymität, sondern – im Gegenteil – suche die Öffentlichkeit. Ich betrachte es als Privileg, erkannt und gekannt zu werden. Ich kann aber die Gedanken derjenigen nachvollziehen, die die Anonymität als Privileg suchen. 6


Für den Wunsch nach Anonymität konnte ich damals noch durchaus Sympathien entwickeln. Edward Snowden und Julian Assange haben einen hohen Preis dafür bezahlt, dass sie eben nicht den Schutz der Anonymität gesucht haben. Der eine sitzt in Moskau fest – und wir dürfen daran zweifeln, dass er dort sein Glück gefunden hat. Der andere saß lange Zeit in der Ecuadorianischen Botschaft in London fest und musste täglich damit rechnen, an die Justiz der Vereinigten Staaten ausgeliefert zu werden.


Viele, die den Mut fassen möchten, sich öffentlich zu äußern, suchen dazu den Schutz der Anonymität. Angestellte zum Beispiel, die auf einer Gewerkschaftskundgebung für ihre Rechte und Forderungen einstehen wollen, später aber Repressalien ihrer Arbeitgeber fürchten. Oder Bürgerrechtler, die sich vor rechten Verfolgungen fürchten, wenn ihr Bild oder ihr Name an die Öffentlichkeit gerät. Oder erinnern wir uns an die erste Homo-Demo, die nur möglich wurde, weil die Teilnehmer sich vermummt hatten. Ist, wer im Kölner Karneval mit einer Clownsmaske auf „jeck jebrasselt“ ist, auch schon gleich in die Anonymität gewährende Vermummung geflüchtet? 7






Mit offenem Visier


Ich denke, es ist authentisch, wenn man sich in seinen Meinungsäußerungen einfach mal Luft verschafft und dabei auch mal einfach nur polemisch wird. Anlass war ein kleiner Schreibfehler, bei dem ich aber bis heute unterstelle, dass er einem Verständnisfehler entsprang. Mir schien er ein Hinweis darauf zu sein, dass schon 2013 in der damaligen Bundesregierung nur wenig Verständnis für die Bedeutung und das Wirken des deutschen Mittelstands oder der Wirtschaft generell existierte.


Dies ist kein Blog – dies ist eine Polemik. Aber das muss im Wahljahr auch mal sein.


Dem Presse- und Informationsamt der Bundesregierung ist – vermutlich unfreiwillig – eine völlig neue Wortschöpfung gelungen: „Unternehmertun“. Das Unternehmertun ist womöglich das, was Unternehmer tun. Also was unternehmen. Sonst wären sie ja Unterlasser.


Der Satz, in dem wir dieses wunderbare Wortgetüm finden, stammt aus der Verlautbarung über den Besuch der Bundeskanzlerin bei einem Unternehmen aus dem Erzgebirge und lautet:


„Die Politik wolle alles tun, Unternehmertun vor allem nicht zu sehr in seiner Entwicklung zu stören, und wo immer es geht, hilfreiche Rahmenbedingungen entstehen zu lassen, sagte Merkel.“ Ehrlich, ich habe diesen Satz nicht erfunden, sondern fein säuberlich kopiert und die Quelle dokumentiert. iii 8


Aber besser kann man eine fehlgeleitete Wirtschaftspolitik nicht verkaufen. Zwölf Jahre später wären wir hochzufrieden, wenn die Unternehmen bei ihrem „Unternehmertun“ nicht gestört würden. Doch auch damals fand diese Polemik nicht unbedingt ungeteilte Zustimmung.


Heute befinde ich mich mit den Bonnblogs in einer sehr gemischten Gesellschaft wieder, in der – gottseidank in meiner Wahrnehmungsblase noch überwiegend – schlaue und geistreiche Meinungsäußerungen als Reaktion auf die Bonnblogs erscheinen. Aber sie werden von immer mehr Fake-News, Verschwörungstheorien, schlichten Verunglimpfungen und krassen Gewaltandrohungen verdrängt. Und sie werden überwiegend von Personen – oder sind es vielleicht nur Trolle, die aus anderen Organisationen ferngelenkt werden? – formuliert, die die Anonymität suchen, um ihre Straftaten – und das sind Gewaltandrohungen – ungesühnt begehen zu können.


Eine deutliche Verschärfung dieser Entwicklung erfuhr ich, als ich zur Europawahl 2019 einen Blog absetzte, der sich gegen anti-europäische Bestrebungen und eine rechtspopulistische Grundstimmung richtete, in der die europäischen Werte mit Füßen getreten werden. Mir ging es damals darum, dass die Verfechter einer freiheitlich-demokratischen Grundordnung, einer sozialen und liberalen Marktwirtschaft, stärker für ihre Interessen einstehen und ihre Haltung zeigen:


Ich möchte diesem Blog, der ja ohnehin meine persönliche Meinung wiedergibt, eine persönliche Anmerkung vorausschicken: Ich wurde früh um 1 Uhr am 9. Mai 1945 geboren – dem ersten Tag, nachdem die größte Katastrophe, die Europa je heimgesucht hat – nämlich der Zweite Weltkrieg – mit der deutschen Kapitulation geendet hatte. Seit dieser Zeit erleben wir eine beispiellose Phase des Friedens, des Wohlstands und der Verständigung über Grenzen, Gesellschaftsschichten und politische Überzeugungen hinweg.


Und mich beschleicht das beklemmende Gefühl, dass wir dies alles leichtfertig aufs Spiel setzen – ohne Not, ohne Verstand und viel zu oft ohne persönliches Engagement. Dabei stehen wir vor einer der wichtigsten und zugleich kuriosesten Wahlgänge in der deutschen Geschichte, ja in der Geschichte Europas. 8


Ich habe die negativen Meinungsäußerungen, die sich darauf zur Verteidigung einer populistischen, europafeindlichen Haltung äußerten, auszublenden versucht – so wie es heute zum Alltag vieler Politiker in Bund, Land und Kommunen gehört. In der darauffolgenden Woche habe ich deshalb trotzig denjenigen gedankt, die diese positive Haltung zum europäischen Konsens mit mir teilten:


Mit meinem Blog in der vergangenen Woche habe ich offensichtlich vielen Menschen aus der Seele gesprochen – das jedenfalls darf ich aus den zahlreichen positiven Kommentaren schließen, die mich auf meiner Blogseite, in den sozialen Medien und vor allem in persönlichen Mails und Gesprächen erreicht haben. Alle begrüßten das klare Bekenntnis zu europäischen Werten und gelobten, künftig lauter werden zu wollen. 9





Wiedergeburt


Eine überwältigend positive Resonanz erhielt ich dagegen, als ich am 9. November 2015 meine wunderbare Wiedergeburt öffentlich machte. Sozusagen mein Coming Out als Totgeweihter. Es gehört noch immer viel Mut dazu, eine Krankheit, ein Anderssein oder eben einen plötzlichen Herzstillstand öffentlich zu bekennen und damit in einer Welt der Schönen und Reichen und der ganz schön Reichen Verletzlichkeit und Endlichkeit zu zeigen. Ich schrieb damals:


Am Donnerstag, dem 22. Oktober, wurde ich wiedergeboren. Am Gepäckband des Flughafens Toronto erlitt ich einen Herzstillstand und war tot. So gut wie – eine Stewardess, die neben mir stand, nahm einen Defibrillator von der Wand und holte mich zurück ins Leben. Ich wurde im Rettungswagen wieder wach – und erfuhr von meiner wundersamen Rettung. 10


Die Reaktionen auf diese Nachricht haben mich mehr als erfreut – sie haben mir wieder neuen Lebensmut zurückgegeben. Wie Rückschläge einen Menschen verändern können, wie sie statt ihn runterzureißen im Gegenteil stärken können, das möchte ich im letzten Kapitel noch ausführlich würdigen.


Was mich an den Reaktionen besonders freute, das ist die wiederholt zum Ausdruck gebrachte Dankbarkeit gegenüber der Stewardess Miranda Garner, die so beherzt zum Defibrillator gegriffen hatte. Ich kann diese Dankbarkeit nur teilen – und widme ihr dieses Buch…
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Blühende Landschaften - Auferstehen aus Ruinen




	Wohin mit dem vielen Geld? – Die Merz-Regierung und der Giga-Wumms.


	Der Niedergang der deutschen Infrastruktur: Straßen, Schienen, Internet.


	Militärische Aufrüstung als Konjunkturprogramm – aber mit Hightech.




Berlin, 18. März 2025: Als letztes Industrieland schließt sich Deutschland dem Klub der Nationen an, die ihre wachsenden Infrastrukturprobleme mit einer erhöhten Schuldenlast zu lösen beabsichtigen. Dafür brauchte es nicht mehr als eine Grundgesetzänderung – und einen Wortbruch.


Mit einem Giga-Wumms, den der durch die Neuwahl im Februar 2025 eigentlich abgewählte Bundestag am buchstäblich letzten Tag seines Bestehens ermöglicht hatte, reagierte die noch nicht im Amt befindliche neue schwarz-rote Bundesregierung mit Unterstützung der Grünen auf die geänderte Gemengelage in der Welt, deren Zutaten sich wie die Gaben der sieben apokalyptischen Reiter anhören: Energiekosten, Bildungsnotstand, Strafzölle, höhere Nato-Ausgaben, Bedrohungspotenzial durch Putins Truppen für die Ukraine und mehr und mehr auch für ganz Europa – und nicht zuletzt unsere lahmende, um nicht zu sagen: lahmgelegte Wirtschaft und unsere bröckelnden Infrastrukturen. Die Schwarze Null war gestern, die Schuldenbremse nur noch eine Frage der Auffassung, ihre Auflassung war trotz anders lautender Ankündigungen im Wahlkampf mit einem Mal kein Tabu mehr.





Viel hilft nicht immer viel


Und plötzlich scheint alles möglich zu sein. Man könnte Schulen modernisieren, Brücken erneuern, das Schienennetz ausbauen, Glasfaser flächendeckend ausrollen – oder die Mütterrente und den Mindestlohn erhöhen. Und natürlich könnte man die Bundeswehr mit neuer Ausrüstung und mehr Personal dazu befähigen, uns und unser Land, ja ganz Europa zu beschützen.


Ich habe damals darauf hingewiesen, dass uns Geld allein nicht glücklich machen wird:


Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier hat die von Bundestag und Bundesrat mit Zweidrittel-Mehrheit verabschiedete Grundgesetzänderung unterzeichnet. Sie wird nun noch im Bundesgesetzblatt veröffentlicht, dann haben Infrastruktur und Klimaschutz einen Quasi-Verfassungsrang und für diese, sowie Militärausgaben stehen nahezu unbegrenzte Mittel zur Verfügung. Schon scharren die Kommunen mit den Hufen, weil sie hoffen, dass die rund 100 Milliarden Euro, die an die Bundesländer fließen sollen, möglichst bald bei ihnen ankommen.


Dass der alte Bundestag sich erst auf seine verfassungsgebende Kraft besinnen konnte, nachdem er abgewählt wurde – geschenkt. Dass hinter dem Giga-Wumms ein massiver Wortbruch von Union und Friedrich Merz steht – geschenkt. Dass mittelständische Unternehmen in Deutschland sich einen solchen Schritt schon im Herbst, wenn nicht noch früher, gewünscht hätten, um sich selbst vor der drohenden Insolvenz zu bewahren – geschenkt!


Wir haben nun also rund eine Billion – eine eins mit zwölf Nullen – Euro zur Verfügung, um unsere Wehrfähigkeit, unsere Infrastruktur und unseren Klimaschutz zu verbessern. Dazu haben wir das Grundgesetz in einem hinteren Paragrafen geändert. Wenn die Milliarden aber zu einem Kurswechsel in Deutschland führen sollen, dann müssen wir auch unsere Verfassung ändern – genauer: unsere innere Verfassung! 11


Denn viel Geld hilft nicht immer viel. Das zeigen erste Erkenntnisse aus dem öffentlichen Beschaffungswesen, das erst einmal prüft, validiert und vergleicht, ehe es zu einer konkreten Auftragsvergabe kommt: Doch die Anbieter der nun in Frage kommenden Investitionsgüter haben in einer ersten und naheliegenden kaufmännischen Entscheidung in der Erwartung eines sich belebenden Nachfragemarkt zuerst einmal vorsorglich die Preise erhöht. Was sie allerdings nicht erhöht haben, ist ihren Personalbestand, ihre Produktionskapazität und ihre Reaktionsgeschwindigkeit.


Schon vor der Abstimmung zur Grundgesetzänderung im – wohlgemerkt: alten – Bundestag warnte das arbeitgebernahe Institut der deutschen Wirtschaft (IW) vor einer steigenden Inflation durch das Finanzpaket. Ohne begleitende Reformen bestünde "das Risiko, dass die zusätzlichen Schulden einen Inflationsdruck erzeugen, in deren Folge die Zinsen steigen und die erhofften Wachstumsimpulse verpuffen", hieß es in einer IW-Studie.iv






Investitionsstau am Bau


Zu beobachten war dies unmittelbar nach der Grundgesetzänderung im Immobiliensektor, wo nicht nur die Mieten und Immobilienpreise stiegen, sondern auch die Kosten für Baumaterialien und Maschinen. Dabei waren bis zum Herbst 2025 noch keine nennenswerten Wachstumsimpulse in der Baubranche zu verzeichnen. „Wir wissen noch nicht genau, wie das Sondervermögen genutzt werden wird“, rätselte Immobilienökonom Michael Voigtländer vom Institut der deutschen Wirtschaft im Mai 2025, als der Giga-Wumms immerhin schon drei Monate beschlossene Sache war, „aber sicherlich wird jeder in der Baubranche versuchen, ein Stück vom Kuchen abzubekommen“. v


Die Baubranche wäre der naheliegendste Kandidat für eine Investitionsoffensive der öffentlichen Hand. Denn überall fehlt es: an bezahlbaren Wohnungen, an belastbaren Brückenbauwerken und an befahrbaren Schienensträngen. Allerdings ist der Bausektor alles andere als homogen. Wenn der Straßenbau zusätzlich zum Wohnungsbau angekurbelt wird, gibt es einen Wettbewerb um Fachkräfte zwischen Hoch- und Tiefbau sowie den nachfolgenden Gewerken im Innenausbau. Somit besteht die Gefahr, dass Kapazitäten aus dem Wohnungsbau abgezogen werden, um Straßen zu reparieren. Bei der Auftragsvergabe könnte es nach der alten Mühlenregel gehen: Wer zuerst kommt, mahlt zuerst.


Doch ein Bauboom blieb bis zum Herbst 2025 aus. Derzeit besteht deshalb am Bau eine Kapazitätsauslastung von gerade einmal 70 Prozent. Das ist wenig, verglichen mit der Auslastung in den Boomjahren vor 2021, als viele Unternehmen nahezu unter Vollauslastung ächzten und über zu wenige Mitarbeiter klagten. Jetzt sucht vor allem die öffentliche Hand Fachkräfte, um die Bauaufträge überhaupt erst einmal anschieben zu können. Denn in den Ämtern wurde während der Merkel-Jahre kräftig ausgedünnt, um Kosten zu senken und der schwarzen Null näher zu kommen.


Doch wie überall in der Wirtschaft herrscht Verunsicherung. Lange haben die Bauunternehmen angesichts der volatilen Politik der Ampel-Regierung und einer unsicheren Zukunft zurückgeschreckt. Das hat Folgen: die traditionelle Sommerbelebung am Arbeitsmarkt, die normalerweise durch die forcierten Bauaktivitäten angetrieben wird, blieb dieses Jahr aus. Noch muss die Merz-Regierung das Vertrauen erwerben, das meist mittelständischen Bauunternehmen die Zuversicht einflößen könnte, neues Personal einzustellen.


„Der Arbeitsmarkt bekommt nicht den Rückenwind, den er für eine Trendwende bräuchte; daher rechnen wir für den Sommer auch mit weiter tendenziell steigenden Arbeitslosenzahlen.“, kommentierte die Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit (BA), Andrea Nahles, bei der Vorlage der Zahlen für den Monat Mai den durchaus mäßigen Rückgang der Arbeitslosen um lediglich 12.000 gegenüber dem Vormonat. Im Jahresvergleich waren knapp 200.000 Menschen mehr ohne Arbeit. Das liegt nicht allein am Bau – aber dort war die Belebung erkennbar ausgeblieben. vi


Dabei wäre gerade der „Häuslebau“ ein wichtiges Konjunkturvehikel. Während es für die großen Wohnungsbaugesellschaften vor allem darauf ankommen wird, dass die Politik in die Bauvorschriften eingreift und die Baustandards senkt, um billigeres Wohnen zu ermöglichen, zögern private Bauherren angesichts der wachsenden Preise für Baumaterial und die zu befürchtenden Zinserhöhungen für Baukredite. Beide ächzen unter den anspruchsvollen Vorgaben für Baugenehmigungen und die schleppende Bearbeitung der Bauanträge.


Entweder könnte man staatliche Zuschüsse für Selbstnutzer erhöhen, steuerliche Abschreibungsmöglichkeiten ausweiten, die Grunderwerbsteuer senken oder dafür sorgen, dass Käufer mit weniger Eigenkapital zum Eigenheimbesitz kommen, indem man ihnen nachrangige Darlehen zur Verfügung stellt. Das alles würde bewirken, dass Selbstnutzer jetzt den Bau oder den Kauf samt Umbau angehen könnten, statt den Hauserwerb noch jahrelang aufzuschieben.






Bröckelnde Bauten


In der Tat gäbe es allein am Bau viel aufzuholen: an bröckelnden Brücken, bei Schlaglöchern in den Straßen, bezahlbarem Wohnraum und modernen Fabriken gibt es viel zu tun. Die Erkenntnis ist im Mai 2025 alles andere als neu. Die Nachlässigkeiten gegenüber unserer Infrastruktur habe ich seit dem ersten Bonnblog, der noch unter dem Eindruck der globalen Finanzkrise ab 2008 stand, immer wieder angeprangert: Die Politik der klammen Kassen hat uns das Abstiegsgespenst auf der internationalen Wirtschaftsbühne beschert. Im Mai 2023 habe ich meinem Unmut dann noch einmal Luft gemacht:


Die Leverkusener Brücke, mit der die A1 den Rhein überquert, ist seit beinahe einem Jahrzehnt für den Schwerlastverkehr gesperrt. Ihr Neubau für eine der wichtigsten europäischen Transversalen soll in einem ersten Teilstück dieses Jahr fertiggestellt sein, die zweite Brücke soll dann bis 2027 folgen. Ähnliches gilt für die baugleiche Rheinbrücke bei Duisburg, über die die A40 das Ruhrgebiet mit Rotterdam verbindet. Ihr Ersatzbau soll 2026 fertiggestellt sein. Ebenfalls erst 2026 soll die neue Rahmede-Talbrücke der A45 fertiggestellt werden. Ihre marode Vorgängerin wurde im Mai dieses Jahres gesprengt. Seitdem ist die sogenannte Sauerlandlinie, die das Ruhrgebiet mit dem Rhein-Main-Gebiet verbindet, bei Lüdenscheid vollständig gesperrt.


Dies sind drei Beispiele aus meinem engeren regionalen Umkreis, in denen sich zeigt, wie Deutschlands Infrastruktur bröckelt. Wegen Planungsfehlern, Bauverzögerungen, Pfusch und Investitionszurückhaltung müssen Transportunternehmen nun Hunderte von Kilometern an Umwegen, kilometerlange Staus und demzufolge stundenlange Verspätungen in Kauf nehmen. Das kostet nicht nur bares Geld, das ihnen niemand ersetzt, sondern gefährdet auch die hochsensibel synchronisierten Produktionsablaufe in der Industrie – vor allem im Automobilbau mit seinen Just-in-Time- und Just-in-Sequence-Strategien.


Es sind nicht nur die Autobahnbrücken, nicht nur das Schienennetz und seine Signalanlagen, nicht nur der öffentliche und private Wohnungsbau, sondern auch der Bestand an technischen Anlagen, Maschinen und Fabrikgebäuden, deren Wert nach und nach immer weiter sinkt. Erst Ende 2024 wird die Investitionstätigkeit in Deutschland wieder das Niveau von 2019, also vor der Corona-Pandemie, erreicht haben. Doch mit 2,2 Prozent Wachstum bei Anlageinvestitionen, die das Kieler Institut für Weltwirtschaft für Deutschland jetzt ermittelte, stehen wir im Vergleich der internationalen Industrieländer bereits ganz hinten: Großbritannien beispielsweise investiert 7,2 Prozentpunkte mehr. Allerdings sind dort die Ausgaben in der Corona-Zeit auch stärker zurückgegangen als hierzulande.


Doch in Deutschland wird schon seit langem zu wenig investiert, um den Wert des Kapitalstocks zu erhalten. Anlagen werden nicht ersetzt, neue Technologien nicht genutzt – und der Bestand altert und veraltet. Dabei bröckelt Deutschlands wirtschaftliche Infrastruktur schon seit Jahrzehnten, wie eine Studie des Verbands der forschenden Arzneimittelhersteller zeigt. Ohne eine stärkere Investitionsbereitschaft bröckelt nicht nur die Substanz – auch die neuen Herausforderungen für Energie- und Verkehrswende, für nachhaltiges Wirtschaften und für eine im internationalen Vergleich wettbewerbsfähige Produktion können so nicht in Angriff genommen werden. Schon macht das Wort von der Deindustrialisierung die Runde. 12


Nun – im Sommer 2023 gingen die Wirtschaftsexperten, die ich damals zitierte, noch davon aus, dass sich die deutsche Wirtschaft nach dem russischen Überfall auf die Ukraine und der damit verbundenen Energiekrise wieder erholen würde. Doch 2024 waren wir in Deutschland weit davon entfernt, ein Wachstum von 2,2 Prozent bei Anlageinvestitionen zu leisten. Verunsicherung, Verzagtheit und Versagen haben dazu geführt, dass der Kapitalstock stagniert. Ein Grund dafür ist nicht in der Wirtschaft, sondern in der Überbelastung der Kommunen zu sehen. Sie leisten mehr als die Hälfte aller staatlichen Infrastrukturmaßnahmen, kommen aber wegen der steigenden sozialbezogenen Ausgaben kaum noch dazu, mehr als Ersatzinvestitionen zu leisten. Kein Wunder also, dass die beim Giga-Wumms für die Kommunen freigelegten 100 Milliarden Euro in den Städten und Gemeinden sehnlichst erwartet werden: Straßen, Schulen, Schwimmbäder – da werden 100 Milliarden Euro kaum mehr sein als der berühmte Tropfen auf den heißen Stein. vii


Bedrohlich ist dabei vor allem dieser Befund, den das IW unter Leitung von Michael Hüther schon 2019 bezogen auf staatliche Investitionen stellte: „Seit 1991 ist ein durchgehender Rückgang des Modernitätsgrads beim staatlichen Kapitalstock zu verzeichnen.“ Während bei Ausrüstungsgütern und dem geistigen Eigentum ein Anstieg verzeichnet wird, leidet vor allem der „Nichtwohnungsbau“ – also zum Beispiel Verkehrswege, Versorgungseinrichtungen, Verwaltungsgebäude – unter einem kontinuierlichen Rückgang des Modernitätsgrads. Und das hat traurige Tradition. So konstatierte etwa die Expertenkommission zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung schon vor einem Jahrzehnt: „Die Modernität des deutschen Kapitalstocks ist im Vergleich zu anderen großen Volkswirtschaften gering.“ viii Und das IW ergänzte: „Ein rückläufiger Modernitätsgrad – als Folge einer zu schwachen Investitionstätigkeit – kann zu einer schwächer werdenden wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit führen. Der Kapitalstock veraltet, statt sich mit neuen Technologien zu verjüngen. ix






Investitionsstau


Der Investitionsrückstau scheint pathologische Züge zu haben, wie Julia Wolffson von der Technischen Universität Braunschweig und Felix Rösel vom ifo Institut schon 2022 in einer bemerkenswerten Untersuchung diagnostizierten:


„Kein EU-Land investiert so wenig in seine öffentliche Infrastruktur wie Deutschland. Im europäischen Durchschnitt wurden seit 2000 jährlich etwa 3,7 Prozent des Bruttoinlandsprodukts für Straßen, Schulbau und andere staatliche Investitionen aufgewendet. Deutschland lag mit durchschnittlich 2,1 Prozent deutlich darunter. Diese Lücke lässt sich in Regressionsanalysen weder durch ökonomische, fiskalische, demografische noch institutionelle Faktoren erklären, auch nicht durch die Schuldenbremse. Die deutsche Investitionsschwäche scheint zu einer chronischen Krankheit geworden zu sein, für die andere Faktoren wie langwierige Planungsverfahren und Personalnot verantwortlich sein dürften. Für eine Kurskorrektur könnte es allerdings angesichts der sich zuspitzenden Fachkräfte- und Materialknappheit möglicherweise zu spät sein.“ x


Gefühlt ist der Verlust an Wert und Güte sogar noch stärker. Doch da es in Deutschland keine „Generalinventur“ über alle im Land vorhandenen Anlagen gibt, unterliegen volkswirtschaftliche Angaben zum Anlagevermögen mehr oder weniger genauen Schätzungen. Dennoch hatte das IW zusammen mit dem Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) schon 2019 den zusätzlichen öffentlichen Investitionsbedarf für die folgenden zehn Jahre auf mindestens 460 Milliarden Euro beziffert. Seitdem hat der Investitionsdruck weiter zugenommen, auch durch den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine. Und jede Fahrt mit dem eigenen Auto, jede gebuchte Bahnreise, jeder Besuch in Schulen, Universitäten oder im kommunalen Schwimmbad unterstreicht das Offenkundige: Deutschland bröckelt weiter.


Dabei waren es bislang weniger fehlende Haushaltsmittel, sondern insbesondere institutionelle Faktoren, die die Investitionen bremsen. Hierzu zählen etwa die besonders langwierigen Planungs- und Genehmigungsverfahren in Deutschland. Weitere wichtige Gründe für fehlende Investitionen sind die personelle Ausdünnung von Bau- und Planungsbehörden sowie die Fachkräfteknappheit in Bau und Handwerk. Verbesserungen bei Planungs- und Umsetzungskapazitäten sowie eine Attraktivitätssteigerung des Bauingenieurberufs und des Handwerks erscheinen dringend angezeigt. Die zugespitzte Materialknappheit im Baugewerbe und Handwerk schränken die Investitionsmöglichkeiten aktuell zusätzlich ein. Stark steigende Immobilien- und Baustoffpreise sowie der Anstieg des allgemeinen Preisniveaus legen gegenwärtig eher eine Zurückhaltung bei größeren staatlichen Programmen nahe. xi


Schon 2022, als das IW zum bisher letzten Mal in einer Unternehmensbefragung die Folgen der Infrastrukturmängel für die Wirtschaft zu ermitteln suchte, sahen sich 80 Prozent der Unternehmen durch Infrastrukturmängel in der Geschäftstätigkeit beeinträchtigt – über 20 Prozentpunkte mehr als noch 2013. In Nordrhein-Westfalen waren es sogar drei weitere Prozentpunkte mehr. xii






600 Milliarden Euro nötig


Fünf Jahre nach ihrer ersten Schätzung über die Kosten eines Wiederaufbaus unserer Infrastruktur, im Mai 2024, legten IW und IMK noch einmal nach und brachten eine weitere Zahl ins Spiel, die den angesammelten Investitionsstau beziffern sollte: 600 Milliarden Euro. Diese Summe könnte Deutschland in den nächsten zehn Jahren voranbringen, das Bildungssystem verbessern, Investitionsstau in den Kommunen beseitigen, Straßen und Schienen ausbessern und die Dekarbonisierung ermöglichen, so die Hoffnung der Autoren. Damit nähern wir uns bereits der Größenordnung im Giga-Wumms. Und dabei sind erhöhte Ausgaben für Rüstung und die Bundeswehr noch nicht einmal eingepreist.




	Rund ein Drittel der Summe – 177 Milliarden Euro – sei nötig, um den Sanierungsstau bei Städten und Gemeinden aufzuholen. Hinzu kommen rund 13 Milliarden Euro, die den Kommunen helfen, sich vor extremem Wetter zu schützen, beispielsweise Starkregen oder Hitze.


	Rund 200 Milliarden Euro veranschlagen die Wissenschaftler für öffentliche Investitionen in Klimaschutz. Als größten Einzelposten machen sie die energetische Gebäudesanierung aus. Weitere wichtige Aufgaben sind der Netzausbau für Strom, Wasserstoff und Wärme, die Erzeugung und Speicherung von Erneuerbaren Energien sowie die Förderung von Energieeffizienz und Innovationen.


	Rund 127 Milliarden Euro sollten für Verkehrswege und ÖPNV vorgesehen werden: Mit knapp 60 Milliarden Euro lassen sich das Schienennetz, für weitere 28 Milliarden der ÖPNV modernisieren und erweitern. 39 Milliarden Euro sind notwendig, um die Fernstraßen auf Vordermann zu bringen.


	Für Bildungsinfrastruktur veranschlagen die Autoren rund 42 Milliarden Euro, davon sollen rund sieben Milliarden in den Ausbau von Ganztagsschulen fließen. Weitere 35 Milliarden Euro decken den Sanierungsbedarf an Hochschulen ab.


	Schließlich sehen IMK und IW Investitionsbedarf, um den Wohnungsmangel in vielen deutschen Großstädten zu mildern. Über zehn Jahre sollen daher zusätzlich knapp 37 Milliarden Euro in den sozialen Wohnungsbau fließen.




Schon im Mai 2024 schlugen die führenden Wirtschaftsexperten vor, diesen Bedarf mit einem Infrastrukturfonds zu finanzieren, der wie ein Sondervermögen von der Schuldenbremse ausgenommen wäre. Alternativ wäre eine „Goldene Regel“ denkbar gewesen, die dem Staat erlaubt, Kredite im Umfang der Investitionen aufzunehmen, die als Zusatz zur Schuldenbremse formuliert würden. „Die deutsche Wirtschaft steht vor gigantischen Herausforderungen“, sagte damals IW-Direktor Michael Hüther. „Wir brauchen jetzt Mut, um uns vom Stückwerk zu verabschieden und das Land zukunftsfähig zu machen.“ xiii


Oder anders ausgedrückt: Kein verantwortungsbewusster Unternehmer könnte es sich leisten, die Dinge in den zurückliegenden Jahrzehnten derartig schleifen zu lassen, wie es die zurückliegenden Bundesregierungen getan haben. Zum Renovierungsstau kommen erhebliche Aufwendungen für Zukunftsprojekte hinzu. Nehmen wir das Beispiel Energiewende: Der Bau von Strom-, Wärme-, Wasserstoff- und CO2-Netzen in Deutschland wird nach Angaben der Bundesnetzagentur bis 2045 gut 600 Milliarden Euro verschlucken – also noch einmal die Summe, die vom IW und IMK für die Erneuerung unserer staatlichen Infrastruktur geschätzt wird. xiv


Befreit von den Zwängen der Parteiräson und der Ampel-Koalition bestätigte der scheidende Bundesverkehrsminister Volker Wissing (parteilos, ehemals FDP) diese Zahlen für sein Ressort, ja er malte sogar ein noch düsteres Bild: Er bezifferte den Investitionsbedarf bis 2029 auf rund 220 Milliarden Euro – also noch einmal knapp 100 Milliarden Euro mehr als von den Wirtschaftsexperten neun Monate zuvor postuliert. Kosten für neue oder renovierte Gebäude, die Digitalisierung unserer Infrastruktur und die Weiterführung der Energiewende seien da noch gar nicht eingerechnet.






Über 4000 Brücken musst du gehn


Unfassbare 4000 der geschätzten 28.000 Autobahnbrücken – also jede siebte Brücke – gelten als sanierungsbedürftig. Kein Wunder, dass die Kurse von Hochtief und Strabag nach der Verabschiedung des Giga-Wumms erst einmal kräftig zulegten. Tim-Oliver Müller, Hauptgeschäftsführer des Hauptverbands der Deutschen Bauindustrie, brachte es auf den Punkt: „Nach dem dramatischen Einbruch der Carolabrücke in Dresden, der Sprengung der Rahmedetalbrücke und der drohenden Vollsperrung der Ringbahnbrücke in der Hauptstadt müsste allen klar sein, dass wir keine Zeit zu verlieren haben.“ xv


Ich habe die Studie vom IW und IMK zum Anlass genommen, daran zu erinnern, dass sich ein Generationenpakt nicht darauf beschränken darf, welche und wie viele Schulden wir unseren Kindern hinterlassen, sondern eben auch die Frage beantworten muss, in welchem Zustand wir unser Land unseren Kindern übergeben. Das ist nicht nur eine Frage der Infrastruktur, sondern auch der geistigen Verfassung – beides ist in eine bedenkliche Schieflage geraten:


Gestern waren es noch 60 Milliarden Euro, die im Bundeshaushalt fehlten. Heute sind es schon 600 Milliarden Euro, die für die Erneuerung der deutschen Infrastruktur in den kommenden zehn Jahren benötigt werden. Diesen Investitionsbedarf errechneten die Ökonomen des arbeitnehmernahen Instituts der Deutschen Wirtschaft (IW) und des gewerkschaftsnahen Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK). Die Studie kann also nicht leicht als interessensgetrieben in die eine oder andere Ecke abgeschoben werden. Die Schätzungen, die übrigens pro Jahr gerade einmal 1,4 Prozent des deutschen Bruttoinlandsprodukts ausmachen, gelten noch als konservativ, betont IW-Chef Michael Hüther.


Denn dabei sind die Aufwendungen für die Verteidigungs-Infrastruktur – also Militärgerät, Bundeswehrpersonal, Cyberabwehr und Logistik – noch gar nicht eingepreist. Und auch damit nicht genug: Mehren sich Klimakatastrophen wie jetzt im Saarland, zuvor in Baden-Württemberg und zu Weihnachten in Niedersachsen, könnte sich der Investitionsbedarf in Deutschland für die Beseitigung der Schäden und für Katastrophenvorsorge noch einmal verzehnfachen, besagen Sachverständige in anderen Studien.


Wir brauchen einen Generationenpakt für die Infrastruktur, die einerseits auf den Erhalt und den Ausbau der bestehenden Netze abzielt, andererseits aber auch den Umbau von Infrastrukturen für mehr Energieeffizienz, Nachhaltigkeit und soziale Gerechtigkeit mit einbezieht. Denn jeder Euro, der jetzt nicht in die Ausbesserung maroder Straßen und Schienen, in den Ausbau von Strom- und Datennetzen und in den Aufbau von Qualifikationen für die Zukunft in unserem Bildungswesen investiert wird, repräsentiert zehn Euro Schulden, die wir an die nachkommenden Generationen weitergeben.


Doch „wer soll das bezahlen, wer hat so viel Geld?“ Für den Staatshaushalt gibt es drei Denkschulen, die sich gegenseitig blockieren:




	Die einen fordern einen Umbau des Sozialstaats und damit weniger Umverteilung, sodass allein aus diesen Einsparungen das benötigte Finanzvolumen gewonnen werden kann. Damit würde die Aufgabe zur Lösung sozialer Konflikte an die kommenden Generationen vererbt.


	- Die anderen verlangen eine Abschaffung oder zumindest Aussetzung der Schuldenbremse, sodass die benötigten Gelder auf dem Kapitalmarkt aufgenommen werden können. Damit würden Infrastrukturschulden in Finanzschulden für die kommende Generation umgewandelt.



	- Die dritten wiederum wollen Reformen in beiden Bereichen: Bürgergeld unter strengeren Auflagen und eine Reform der Schuldenbremse beispielsweise in Form von Sondervermögen, die am Bundeshaushalt vorbei für Innovationen, Infrastruktur, Energiewende, Wohnungsbau Qualifikation und Verteidigungsfähigkeit gewidmet werden.





Doch der Staat hat sich nur in seltenen Glücksfällen – wie derzeit zum Beispiel im Baltikum – als marktorientierter, bedarfsgerechter und vor allem zügig agierender Investor erwiesen. Es geht nicht darum, dass das Bundesbauministerium Wohnungen baut, das Bundesverteidigungsministerium Raketenwerfer produziert oder das Bundesdigitalministerium IT-Netze auswirft. Die Aufgabe des Bundes besteht darin, die Wirtschaft zu ertüchtigen, die Investitionen zu tätigen. Dazu muss sie Rahmenbedingungen setzen.


Dass das besser funktioniert als in den meisten Kritiken am im Weltwirtschaftsvergleich nach hinten durchgereichten Wirtschaftsstandort Deutschland angemutet wird, zeigen Zahlen aus dem vergangenen Jahr. Immerhin auf 34,8 Milliarden Euro summierten sich die Zusagen für Neuansiedlungen und Erweiterungen ausländischer Unternehmen in Deutschland: darunter von Tesla, Intel, dem Batteriebauer CATL, dem Chiphersteller TSMC oder dem Pharma-Konzern Eli Lilly. Obendrauf kommen die deftigen Zusagen aus dem ersten Halbjahr dieses Jahres, mit denen die Tech-Giganten neue Hyperscaler für den Cloud- und KI-Ausbau hierzulande sorgen wollen: 3,2 Milliarden Euro von Microsoft im Rheinischen Revier, 7,8 Milliarden Euro von Amazon Web Services in Brandenburg, eine noch nicht genannte Summe von Google für ein Cloud-Rechenzentrum in Berlin-Brandenburg und schließlich wiederum Microsoft mit vier Milliarden Euro im Elsass, wovon auch die Bundesländer Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz profitieren werden.


Natürlich sind die Ansiedlungen von Tesla, Intel und anderen durch Milliardensubventionen der Bundesregierung stimuliert worden. Andere – wie Microsoft, Google oder AWS – erwarten eher infrastrukturelle Leistungen, die der Staat ohnehin leisten müsste. Das gilt für den Ausbau des Stromnetzes, die Deckung des künftigen Energiebedarfs oder die weiter verbesserte Ausbildung sowohl in Schule und Studium als auch parallel zum Beruf. Die Fachkräftelücke, so sagt es eine Studie der Industrie- und Handelskammern – kostet deutsche Unternehmen im laufenden Jahr knapp 50 Milliarden Euro. Die ebenfalls vom Institut der deutschen Wirtschaft vorgelegte Studie warnt, dass dieses weggeschenkte Produktivitätspotenzial in drei Jahren schon bei 74 Milliarden Euro liegen könnte.


Deshalb sollte der Staat mehr Industriepolitik wagen und dabei eine bessere Mittelstandspolitik nicht aus den Augen verlieren. Wir schulden es nicht nur unserer Gegenwart im Wettlauf um die Zukunft. Wir schulden diesen Generationenpakt Infrastruktur vor allem unseren Kindern und deren Kindern. Lasst uns den Wiederaufbau wagen. Dazu braucht es einen Ruck, der durch Deutschlands Amtsstuben gehen muss, sagt Michael Hüther. 13


Diesen „Ruck“ fordert auch die Expertenkommission, die Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier eingesetzt hatte, um Vorschläge für eine umfangreiche Staatsreform auszuarbeiten. Anlass für die Bildung der Gruppe, der neben Julia Jäkel (ehemals Gruner+Jahr, Bertelsmann), der ehemalige Bundesfinanzminister Peer Steinbrück (SPD), der ehemalige Bundesinnenminister Thomas de Maiziére (CDU) sowie der ehemalige Richter am Bundesverfassungsgericht Andreas Voßkuhle angehören, war die Erkenntnis, dass nicht fehlendes Geld, sondern fehlendes Umsetzungsvermögen die Ursache für den Investitionsstau ist. „Wir haben an sich so viele Chancen in diesem Land, aber unsere staatlichen Strukturen sind nicht mehr auf der Höhe der Zeit“, fasste Julia Jäkel bei der Vorlage des Berichts zusammen. Dem Vernehmen nach hatten sich die Mitglieder des Koalitionsausschusses ganze 90 Minuten Zeit genommen, um über die Vorschläge der Expertengruppe zu diskutieren. xvi





Jahrhundertaufgabe


Der Plan für einen neuen Staat, der auch eine Reform des föderalen Systems der Bundesrepublik vorsieht, lässt sich leichter in einem Expertenpapier niederschreiben, als ihn in einem langwierigen Prozess, der sich über viele Legislaturperioden hinzieht, umzusetzen. Geld ist deshalb das probate Mittel aller Koalitionen – auch wenn viele Mittel gar nicht abgerufen werden, weil es am bürokratischen Ablauf hakt.


Deshalb haben Investitionsfonds eine lange Tradition. Doch nimmt man die letzten Jahrzehnte, dann blieben diese Maßnahmen oft wirkungslos. 2019 war ich angesichts eines frisch aufgelegten Investitionsfonds zur Förderung der Digitalisierung in der deutschen Wirtschaft durchaus voller Hoffnung – gemischt mit Skepsis, wie diese Replik auf die Halbzeitbilanz der letzten Großen Koalition unter Angela Merkel zeigt:


Im jetzt beschlossenen Paket ist auch ein Investitionsfonds enthalten, der unter der Führung der KfW aufgestellt wird und für Startups, Digitalisierungsprojekte, Entbürokratisierung und eine auf Innovationen ausgelegte Industrie- und Mittelstandspolitik verwendet werden soll. Das Volumen des Fonds – immerhin zehn Milliarden Euro – stellt beispielsweise den Fördertopf für künstliche Intelligenz mit seinen drei Milliarden Euro deutlich in den Schatten.


Man hat den Eindruck oder zumindest die Hoffnung, dass die Bundesregierung endlich aufgewacht ist. In ihrer ansonsten vor Selbstlob nur so triefenden Halbzeitbilanz steht zum Thema Digitalisierung ein erstaunlich selbstkritisch klingender Satz: „Wir wollen die Chancen der Digitalisierung für Wirtschaft und Gesellschaft nutzen, unseren Staat modernisieren und die digitale Souveränität der Bürger stärken.“ Das klingt nicht unbedingt so, als sei man auf das bisher Erreichte besonders stolz. Dazu gäbe es allerdings auch keinen Anlass. Bisher.


Doch mit den zehn Milliarden aus dem KfW-Fonds für Digitales kann man schon wuchern. Die Einigung kommt nur zwei Tage, nachdem die fünf Wirtschaftsweisen der Bundesregierung ins Stammbuch geschrieben hatten, dass in puncto Erneuerung und Ausbau der Infrastruktur, beim digitalen Wandel in Wirtschaft und Gesellschaft sowie bei Investitionen im privaten und öffentlichen Sektor deutlich mehr Aktivität gezeigt werden solle. Es gehe vor allem darum, so heißt es bereits im Titel der rund 400 Seiten starken Studie, „den Strukturwandel meistern“ zu können. Nun hat es den Anschein, als habe die Bundesregierung mit dem jetzt aufgelegten KfW-Fonds unmittelbar auf die Kritik reagiert. Das wäre in der Tat ungewöhnlich, denn üblicherweise verschwindet die Studie der Wirtschaftsweisen sang- und klanglos in den Schubladen der Ministerien.


Dabei haben die Ökonomen im Sachverständigenrat durchaus heftig darüber gestritten, ob die Schuldenbremse eine geeignete Maßnahme in Zeiten nachlassender Konjunktur ist. Eine knappe Mehrheit von drei der Fünf hält sie auch weiterhin für gerechtfertigt. Einhellige Kritik gab es hingegen für ein weiteres Festhalten an der sogenannten „schwarzen Null“, für die sich die Große Koalition in ihrer Zwischenbilanz noch durchaus gelobt hatte. Doch der selbstauferlegte Zwang, immer und überall einen ausgeglichenen Haushalt vorzulegen, sei „blind gegenüber der Konjunktur“. Will sagen: Wenn Investitionsprogramme notwendig sind, dann ist auch das Schuldenmachen kein Staatsvergehen.


Hier befinden wir uns in der Tat an einem Tipping-Point, hinter dem ein Umdenken einsetzen könnte. Denn keynesianische Grundprinzipien, nach denen der Staat durchaus dirigistisch und investierend in die Wirtschaft eingreifen können soll, sind seit Jahrzehnten verpönt. Stattdessen soll´s der Markt richten. Doch der Markt richtet es nicht, wie sich am Beispiel der Sanierung von Straße, Schiene und Schule zeigt. Und auch der Netz-Ausbau braucht mehr staatlichen Lenkungswillen. Das gilt ebenso für das Klimapaket oder die Maßnahmen zu mehr Elektromobilität, die ebenfalls zu den Hausaufgaben gehören, wenn wir „den Strukturwandel meistern“ wollen. Die geplante Prämie für ein E-Mobil gibt es übrigens – anders als bei der Grundrente – ohne Bedürftigkeitsprüfung… 14


Nun, zu diesem Tipping-Point, zu diesem Umkehrpunkt kam es nicht. 2019 nicht und auch nicht mit der Bildung der Ampel-Regierung 2021. Und das obwohl unter Umgehung der Schuldenbremse immer wieder kreative Finanzierungsmöglichkeiten gefunden wurden. Beim Antritt der Ampel-Regierung ließ sich der damalige Bundeskanzler Scholz gleich mit einem Sondervermögen von 60 Milliarden Euro ausstatten. Später kamen noch einmal 100 Milliarden Euro für die Ausstattung der Bundeswehr angesichts des Überfalls Russlands auf die Ukraine hinzu.


Und kurz vor knapp hatten auch der damalige Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck und der Bundesfinanzminister Christian Lindner noch 2024 eigene Vorschläge zu Investitionsfonds und Sondervermögen vorgelegt. Doch die Vorschläge standen schon im Schatten des Zwists beider Protagonisten. In der Rückschau erscheint es so, dass sich beide gegenseitig nicht mehr den Erfolg gegönnt haben, die Wirtschaft und unsere Infrastruktur angekurbelt zu haben. Statt Mut also Verweigerung, weiterhin Stückwerk, statt eines Konzepts für eine uns über mehrere Legislaturperioden beschäftigende „Jahrhundertaufgabe“. Dabei war die sogenannte „Fortschrittskoalition“ genau mit diesem Ziel angetreten – voller Selbstbewusstsein, aber eben auch voller Selbstüberschätzung.


„Jahrhundertaufgabe“ betitelte ich auch meinen Bonnblog im Oktober 2021, als die Ampelkoalitionäre sich selbst als „Modernisierungschance für Deutschland“ sahen:


Dabei geht es diesmal weniger ums Geld als vielmehr um Inhalte – auch wenn die Frage der Finanzierung dieser „Modernisierungschance“, dieses „fortschrittsfreundlichen Zentrums“ über allem schwebt. Aber die entscheidende Frage bleibt: wie transformieren wir diese Gesellschaft, die Wirtschaft, unser Bildungssystem, unser Gesundheitswesen, unsere Innovationsprozesse, unser Verhalten in Bezug auf Nachhaltigkeit, Artenvielfalt und Klimaneutralität? Wie erneuern wir unsere Infrastruktur angesichts maroder Autobahnbrücken, zerschlissener Eisenbahngleise, unzureichender Internet-Ausstattung und – nicht zuletzt – intellektuell und personell überforderter öffentlicher Verwaltung? Wo sollen die Fachkräfte herkommen, die wir für diese Transformation so dringend benötigen.


Diese Fragen, die wir jetzt den Koalitionären stellen, sind das Ergebnis eines multiplen Organversagens der öffentlichen Hand auf allen Ebenen. Dass Deutschland in nahezu allen Infrastrukturfragen innerhalb von Europa auf jeweils letzte Plätze durchgereicht wurde, ist die Folge eines jahrzehntelangen Dornröschenschlafs, der nicht erst mit Merkel, sondern in den achtziger Jahren einsetzte, als Personalabbau in der Verwaltung zu Kompetenzabbau führte, als Kupfer den Vorrang vor Glasfaser erhielt, als Volkszählungen zu Überwachungsmechanismen stilisiert wurden und SUVs statt Drei-Liter-Autos auf die Straßen kamen und Abschaltautomatiken überhaupt erst denkbar werden konnten. Die eigentliche Transformation besteht darin, diesen Ungeist aus den Tempeln zu jagen. Das ist die wahre Jahrhundertaufgabe.


Diese Jahrhundertaufgabe kann nicht von einer Bundesregierung allein gelöst werden – egal, ob sie die Farben der Ampel oder Jamaikas trägt. Wir brauchen wieder – wie schon 1967, als eine vergleichbare Runderneuerung von Gesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft anstand – eine Konzertierte Aktion, einen, wie Karl Schiller es damals formulierte, „Tisch der gesellschaftlichen Vernunft“, an dem alle gesellschaftlichen Kräfte Platz nehmen und an dieser Jahrhundertaufgabe mitarbeiten.


Denn eine Jahrhundertaufgabe lässt sich nicht in eine Legislaturperiode quetschen. Es wird Zeit für Langfristperspektiven, in denen wir Katastrophen und Krisen vorbeugen, statt uns in ihnen zu bewähren. Das wäre eine in der Tat „unvergleichliche Modernisierungschance“. 15


Wohlgemerkt: Das war eine Reaktion auf die Gründung der Ampel-Koalition vor nunmehr fünf Jahren. Es hätte auch ein Vademecum für die letzte Merkel-Regierung gewesen sein können. Nun ist es eine Mahnung an die schwarz-rote Regierung Merz.






Wachstumsbooster


Mit dem Giga-Wumms hat sich die Regierung Merz in eine seltsame Kontinuität nicht nur mit der von der Union so vehement bekämpften und gescholtenen Vorgänger-Regierung gestellt (O-Ton Friedrich Merz: „Herr Bundeskanzler, Sie sind ein Klempner der Macht!“), sondern mit praktisch allen Bundesregierungen seit Helmut Schmidt. Nur in einer Größenordnung, die alles bisher Dagewesene um ein Vielfaches übersteigt. xvii


Zu diesem Schritt wurden Merz und Lars Klingbeil (SPD) durch ein anderthalb Seiten umfassendes Papier ermuntert, dessen wichtigster Bestandteil möglicherweise am Ende des Papiers unten rechts zu suchen war: die Unterschriften der Chefs der führenden Wirtschaftsinstitute, die die deutsche Wirtschaft begleiten und begutachten: Michael Hüther (IW), Moritz Schularick (IfW), Clemens Fuest vom ifo-Institut sowie Jens Südekum, Professor für International Economics an der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf. xviii Südekum, der eigentlich schon während der Ampel-Regierung in den Wissenschaftlichen Beirat des Bundeswirtschaftsministeriums berufen werden sollte, aber vom damaligen Bundesfinanzminister Christian Lindner wegen drohender Linkslastigkeit des Gremiums verhindert wurde, ist inzwischen „persönlicher Beauftragter für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung im von Klingbeil geführten Bundesfinanzministerium. xix


Das kurze Papier hatte es in sich. Es erlaubte den gerade noch in Koalitionsverhandlungen befindlichen Parteivorsitzenden Merz und Klingbeil, die ganz große Klinge zu ziehen, die Schuldenbremse sozusagen mit professoraler Billigung zu schleifen und den Giga-Wumms auszulösen. Es zeigt, dass sie die Modellrechnungen der Ökonomen über den Investitionsbedarf, mit dem wir aus unseren Ruinen wieder auferstehen können, endlich akzeptiert haben. Die allmähliche Steigerung der Sondervermögen (vulgo: Schulden) erscheint wie eine Verzweiflungstat. Wenn Geld allein nicht hilft, dann muss es eben die Masse machen.


Doch trotz Giga-Wumms fehlt es an Geld und an Masse. Schon vor der Vereidigung der neuen Bundesregierung wurden Vereinbarungen im Koalitionspapier zwischen Union und SPD unter einen „Finanzierungsvorbehalt“ gestellt. So steht es auf Seite 51 im Koalitionspapier: „Folgende Leitlinien für eine zukunftsgerichtete Haushalts- und Finanzpolitik sind für uns bindend: (...) Alle Maßnahmen des Koalitionsvertrages stehen unter Finanzierungsvorbehalt.“ xx So weit hatten den Vertrag offensichtlich nur wenige gelesen. Denn der Aufschrei war laut und langanhaltend.


Und es sollte noch schlimmer kommen. Statt in einer Billion Euro zu schwelgen, die der Giga-Wumms möglich gemacht hätte, steht der Finanzrahmen des Bundes in den kommenden Jahren unter einem massiven Sparkurs. Für das Jahr 2026 sieht der vor der Sommerpause vorgelegte Haushaltsentwurf Ausgaben in Höhe von 520,5 Milliarden Euro vor, wobei 90 Milliarden Euro durch neue Schulden und weitere 84,4 Milliarden Euro durch Kredite aus den Sondervermögen gewonnen werden. Allein für das Jahr 2027 fehlen schon jetzt mehr als 34 Milliarden Euro, für die Jahre 2027 bis 2029 sind es insgesamt 172 Milliarden Euro, die in der Kasse fehlen. Noch hofft man in der Koalition, dass die Wirtschaft anspringt. Die Deutsche Bank erwartet für 2026 ein Wirtschaftswachstum um zwei Prozent. Das wäre doch was. xxi


Der wichtigste Schritt zur Wiederbelebung unserer Wirtschaft sollte darin bestehen, ihr die Fesseln abzunehmen, die sie lähmen. Steuersenkungen sind immer ein probates Mittel, um die Wirtschaft zu beleben. Der Nachteil: sie kommen erst langfristig zur Wirkung. Für viele überraschend kam die schwarz-rote Bundesregierung nicht mit einem Programm aus den Verhandlungen, der die Staatskasse zum wichtigsten Investor macht, sondern mit einem Entwurf, bei dem das Sondervermögen genutzt wird, um fundamentale Steuerausfälle gegenzufinanzieren. Sie entstehen einerseits durch die nachhaltig schwache Wirtschaftslage, die dem deutschen Fiskus Steuerausfälle in Milliardenhöhe beschert. Sie bestehen aber auch aus Steuersenkungen, die die Investitionsbereitschaft in der deutschen Wirtschaft ankurbeln sollen. Denn die Investitionen in Maschinen, Geräte und Fahrzeuge in Deutschland lagen 2024 preisbereinigt rund neun Prozent unter dem Wert von Ende 2019, zeigt eine Studie von KfW-Research. In den USA übertrafen sie den Wert kurz vor Ausbruch der Corona-Pandemie dagegen um 11,5 Prozent und in der EU um ein Prozent. Deutschland muss nachlegen.


Das soll nun mit dem „Wachstumsbooster zur Stärkung des Standorts Deutschland“ xxii erreicht werden, der seit Juli 2025 gilt. Das von der neuen Bundesregierung beschlossene Konjunkturpaket sieht Abschreibungen von 30 Prozent pro Jahr für Ausrüstungsinvestitionen vor, um Anreize für Investitionen bis zum 31. Dezember 2027 zu schaffen. Zur Einordnung: Üblicherweise schreiben Unternehmen neu angeschaffte Maschinen, Geräte oder Fahrzeuge über die Jahre ihrer Nutzung linear ab. Nach dem Gesetzentwurf könnten Unternehmen 30 Prozent der Anschaffungskosten bereits im ersten Jahr mit dem Gewinn verrechnen – vorausgesetzt, sie haben einen Gewinn erzielt.


Die Körperschaftsteuer soll ab 2028 schrittweise in fünf Schritten jedes Jahr um einen Prozentpunkt – und zwar von heute 15 auf zehn Prozent – abgesenkt werden, um die Unternehmenssteuerbelastung deutlich zu reduzieren. Ab 2032 würde danach die Gesamtsteuerbelastung dann knapp 25 Prozent, statt aktuell knapp 30 Prozent betragen. Hier haben die Länder lange mit dem Bund um Ausgleich gerungen, denn sie verlieren dadurch dringend benötigte Steuermittel.


Mit einem Investitions-Booster für E-Mobilität bei Unternehmen sollen betrieblich genutzte Elektrofahrzeuge durch eine beschleunigte Abschreibung von 75 Prozent der Anschaffungskosten für Elektrofahrzeuge bereits im Investitionsjahr gefördert werden. Zudem ist vorgesehen, die Bruttopreisgrenze für die besondere steuerliche Förderung elektrischer Dienstwagen von aktuell 70.000 Euro auf 100.000 Euro zu erhöhen.


Um Investitionen in Forschung zu fördern, soll die Obergrenze zur Bemessung der steuerlichen Forschungszulage zwischen 2026 und 2030 von zehn auf zwölf Millionen Euro steigen. Außerdem ist geplant, förderfähige Anwendungen auszuweiten. Und nicht zuletzt: Pauschale Abschläge sollen Verfahren einfacher und bürokratieärmer machen.


Möglich wurde das Gesetz „für ein steuerliches Investitionsprogramm“ weil sich Bund und Länder über einen Ausgleich bei den Steuerausfällen geeinigt haben: Die Mindereinnahmen der Kommunen übernimmt der Bund ganz, die der Länder zum Teil. Der Wirtschaftsbooster wird allerdings erst nach und nach wirken. Das ist nicht viel, aber besser als nichts. Er setzt, wie die Bundesregierung betont, ein starkes Signal an die Wirtschaft.






Signal an die Wirtschaft


Und die hat das Signal gehört und ihrerseits mit einer Investitionszusage reagiert. 631 Milliarden Euro sollen unter der „Investitionsinitiative Made in Germany“ in den kommenden Jahren ins Land fließen. Dazu trafen sich 61 Top-Manager mit Bundeskanzler Friedrich Merz. 631 Milliarden Euro – das klingt viel. Vieles wäre aber wohl sowieso erfolgt, wie zum Beispiel bei Bosch. Dort will man ohnehin die Chipproduktion im schwäbischen Reutlingen und in Sachsens Hauptstadt Dresden zusammenfassen. Eine Reihe ähnlicher Vorhaben wurden einfach unter die 631 Milliarden Euro subsummiert, um ein Zeichen zu setzen – wenn auch ein gefälschtes. xxiii


Bosch konzentriert die Steuergeräteproduktion in Reutlingen, streicht aber gleichzeitig Hunderte Stellen bei der eigenen Ingenieurstochter – wegen ausbleibender Aufträge. Mehr als 1.500 weitere Arbeitsplätze gehen im Schwäbischen verloren. In den vergangenen anderthalb Jahren hat der Konzern den Abbau von weit über 14.000 Stellen angekündigt – einen großen Teil davon in der Sparte für Autozulieferung hierzulande. Auch bei den Wettbewerbern ZF, Continental und Schaeffler fallen Zehntausende Arbeitsplätze im Inland weg. Die hochverschuldete ZF verlagert insbesondere aus Kostengründen nach Osteuropa. Tausende ZF-Mitarbeiter marschierten aus Protest vor die Konzernzentrale in Friedrichshafen. xxiv


Das sind die äußeren Anzeichen eines tiefgreifenden Wandels in der Automobilindustrie. Die Konsumenten in Europa üben sich in Kaufzurückhaltung, weil sie einerseits in unsicheren Zeiten das Portemonnaie geschlossen halten, andererseits aber auch nicht mehr wissen, welches Fahrzeug zukunftsfähig ist: Verbrenner oder Stromer, Hybrid, Wasserstoff, SUV oder Kleinstwagen. Und nach den Strafzöllen, die die Trump-Regierung (vorerst) auf alle europäischen Ausfuhren in die USA legt, ist kaum damit zu rechnen, dass die US-amerikanischen Konsumenten diese Verteuerung auf deutsche Autos leichtfertig bezahlen werden. Also bleibt vor allem der chinesische Markt, in den aber nur erfolgreich verkauft werden kann, wenn auch dort produziert wird. Die deutschen und europäischen Standorte sind in jedem Fall die Verlierer.


Tatsächlich sind nach Berechnungen des Statistischen Bundesamts im Jahr 2024 rund 70.000 Stellen in Deutschlands Firmen weggefallen. 2025 wird der Stellenabbau mindestens die gleiche Größenordnung erreichen, denn schon bis März 2025 summierte sich die Zahl der Stellen, die von deutschen Konzernen abgebaut werden oder werden sollen auf 10.000. Dabei sind es vor allem die hohen Produktionskosten in Deutschland, die die Konzerne zu dieser Entscheidung führen, resümiert die internationale Managementberatung Horvath und Partner, die im Frühjahr 2025 rund 200 Manager im Land nach ihren Absichten und Motiven befragte. Vor allem steigende Lohn- und Gehaltskosten sowie höhere Ausgaben für Rohstoffe und Vorprodukte belasten die Unternehmen. Hinzu kommen nunmehr die höheren Zölle für Ausfuhren in die USA. Bisherige Inhibitoren wie Bürokratie und Fachkräftemangel sind dagegen angesichts der aktuellen Belastungen in den Hintergrund gerückt, aber immer noch vorhanden. xxv


Der Stellenabbau betrifft nicht unbedingt die Arbeitskräfte im direkten Fertigungsprozess. Vielmehr spüren laut Horvath-Studie die Unternehmen in Krisenzeiten, wie bürokratisch sie selbst aufgestellt sind und verringern Hierarchiestrukturen. Bei Bayer beispielsweise wurden seit Herbst 2023 rund 10.000 Stellen abgebaut, indem Abteilungen aufgelöst und die Mittelmanagementebene ausgedünnt wurde. Auch bei der Volkswagen-Tochter Audi wird der Rotstift, dem rund 7500 Jobs zum Opfer fallen sollen, in der Verwaltung angesetzt, nicht in der Produktion. xxvi


Das ist nicht der große Aufbruch. "Wir stehen, ob wir wollen oder nicht, auch vor einer umfassenden Modernisierung unseres Gemeinwesens", warnte Bundeskanzler Merz im Bundestag. Deutschland brauche einen Technologieschub, schnellere Planungs- und Genehmigungsverfahren, einen Rückbau der "überbordenden Bürokratie". Der Staat solle wieder handlungsfähig werden. Darüber besteht Einigkeit über Parteigrenzen hinweg und das seit Jahren, wenn nicht Jahrzehnten. Für die schwarz-rote Regierung werden entsprechende Reformen noch wichtiger – gerade angesichts der neuen Geldquelle. Und auch, damit nicht das eintritt, wovor CDU-Generalsekretär Linnemann im Wahlkampf immer wieder warnte: Wenn der Spardruck wegfalle, falle auch der Reformwille weg.


Wie wahr. Den notwendigen Wandel in unserer inneren Verfassung können wir nicht mit Geld, schon gar nicht mit Schulden, erreichen. Dieser Wandel ist eine unmittelbare Folge des Willens und des Wollens. Das habe ich im März 2025 noch einmal angemahnt:


Wenn wir unsere innere Verfassung nicht grundlegend ändern, kommen unsere Militärausgaben, unsere Infrastruktur-Verbesserungen, unsere Klimaschutzmaßnahmen erst zum Tragen, wenn der amtierende US-Präsident seine zweite Amtszeit bereits beendet haben wird. Deshalb müssen wir unsere Bräsigkeit überwinden, die uns seit den Merkel-Jahren – unter Beteiligung praktisch aller politischen Parteien – lähmt. Wir müssen unsere Bürokratie abbauen und unsere Organisationen von unnötigen Nachweispflichten befreien. Wir müssen unsere Bedenkenträgerei gegenüber Neuem hinter uns lassen. Wir müssen uns die Besserwisserei im Nachhinein austreiben. Und nicht zuletzt müssen wir unsere Bequemlichkeit überwinden, die uns dazu verleitet, lieber auf die Umverteilung durch den Staat zu warten als auf die eigenen Kräfte zu setzen. Und schließlich müssen wir wieder eine Sehnsucht, ja ein Verlangen empfinden, erfolgreich zu sein.


Es hilft uns nichts, wenn wir jetzt in Schulklos investieren, wenn wir gleichzeitig vergessen, unsere Lehrerausbildung zu optimieren. Es hilft auch nichts, wenn wir in neue Maschinen investieren, aber an den alten Geschäftsmodellen festhalten. Wir brauchen keine amerikanischen Waffen, wenn es uns gelingen würde, eine einheitliche europäische Rüstungsindustrie in Gang zu bringen. Wir brauchen auch keine US-Cloud, wenn wir uns darauf besinnen, warum wir Gaia-X als europäisches Hightech-Projekt gestartet haben. Und wir brauchen auch keine Windkrafträder, wenn es uns nicht gelingt, die Energiewende vollständig zu Ende zu denken und dann konsequent zu vollziehen.


Und ganz sicher gilt auch: der Mittelstand wird nicht investieren, wenn er nicht das Gefühl der Rechtssicherheit zurückgewinnt. Er wird nicht investieren, wenn die mit Mühe und Sorgfalt ins Land geholten Fachkräfte durch populistische Propaganda wieder vergrault werden oder deswegen erst gar nicht kommen wollen. Und er wird nicht investieren, wenn ihm keine Perspektive für die Wiedergewinnung einer internationalen Wettbewerbsfähigkeit unseres Standorts geboten wird.


Es ist unsere innere Verfassung, an der wir arbeiten müssen. Dazu braucht es keine Zweidrittel-Mehrheiten im Bundestag, es braucht viel mehr: nämlich die Bereitschaft, sich um 180 Grad zu drehen. Nur wenn sich jeder für sich neu erfindet, werden wir die innere Verfassung so verändern, dass sich die Änderung des Grundgesetzes gelohnt haben wird. 16
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